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I. Bekanntmachung: 
 
 

Die Gemeinschaftsversammlung der Verwaltungsgemeinschaft Ruhmannsfelden hat am 11.03.2013 
folgende Haushaltssatzung für das Jahr 2013 erlassen: 

 
 

Haushaltssatzung 
der Verwaltungsgemeinschaft Ruhmannsfelden 

(Landkreis Regen) 

für das Haushaltsjahr 2013 
 
 

Auf Grund der Art.8 Abs.2, Art.10 Abs. 2 VGemO, Art.41, 42  KommZG, sowie der Art. 63 ff der Gemeinde-
ordnung (GO) erläßt die Verwaltungsgemeinschaft Ruhmannsfelden folgende Haushaltssatzung: 
 
 

§ 1 
 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2013 wird hiermit festgesetzt; er schließt 
 

im Verwaltungshaushalt     in den Einnahmen und Ausgaben mit          1 038 000 EUR 
und 

im Vermögenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit     32 500 EUR  

 
 

§ 2 
 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 
 

§ 3 
 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 
 

§ 4 
 

Verwaltungsumlage: 
 

1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben 
im Verwaltungshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2013 auf  819 798 EUR festgesetzt und nach 
dem Verhältnis der Einwohnerzahlen auf die Mitgliedsgemeinden umgelegt (Verwaltungsumlage). 

 

2. Für die  Berechnung der Verwaltungsumlage wird die maßgebende Einwohnerzahl nach dem Stand 
vom 31. 12. 2011 auf  6 258 Einwohner  festgesetzt. 

 

3. Die Verwaltungsumlage wird je Einwohner auf  131,00 EUR festgesetzt. 
 

4. Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 
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§ 5 
 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan 
wird auf   150 000 EUR  festgesetzt. 
 
 

§ 6 
 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1.Januar 2013 in Kraft. 
 
 
 
 

II. Bekanntmachungsvermerk: 
 
 

Das Landratsamt Regen hat mit Schreiben vom 08.04.2013 zur Haushaltssatzung 
Stellung genommen. Die Haushaltssatzung enthält keine nach Art. 67, 71 und 73 GO 
genehmigungs-pflichtigen Bestandteile. Es sind keine Kreditaufnahmen und Ver-
pflichtungsermächtigungen festgesetzt worden. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Haushaltssatzung während des ganzen Jahres 
in der Geschäftsstelle der Verwaltungsgemeinschaft Ruhmannsfelden, Am Rathaus 
1, in Ruhmannsfelden, Zi.Nr. OG 03, innerhalb der allgemeinen Geschäftsstunden 
zur Einsicht bereitliegt und der Haushaltsplan, gerechnet vom Tage des Erscheinens 
dieses Amtsblattes, eine Woche lang öffentlich aufliegt. (Art.9 Abs.9 BaySchFG, 
Art.27 Abs.1, Art.41 KommZG, Art.65 Abs.3 GO, § 4 BekV, § 26 Abs.2 GeschO). 
 

 

 

Ruhmannsfelden, den 15.April  2013   

Verwaltungsgemeinschaft Ruhmannsfelden 
 
  
gez.  
  
Meindl  
Erster Bürgermeister und 
Gemeinschaftsvorsitzender 
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H A U S H A L T S S A T Z U N G 
 

des Zweckverbandes Abwasserbeseitigung Zellertal 
Landkreis Regen 

 

Haushaltsjahr 2013 
 
 
 

Aufgrund der Art. 41 und 42 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) 
und der Art. 63 ff. der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) erlässt der 
Zweckverband Abwasserbeseitigung Zellertal folgende Haushaltssatzung: 
 
 

§ 1 
 
Der in der Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2013 wird hiermit fest-
gesetzt. 
 
Er schließt im Verwaltungshaushalt 
 

in den Einnahmen und Ausgaben mit   288.200,00 € 
 
und im Vermögenshaushalt 
 

in den Einnahmen und Ausgaben mit      11.000,00 €. 
 
 
 

§ 2 
 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorge-
sehen. 
 
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen für Ausgaben des Vermögenshaushalt werden nicht festge-
setzt. 
 
 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem 
Haushaltsplan wird auf   30.000 €   festgesetzt. 
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§ 5 
 
Die Umlagen der Mitgliedsgemeinden Arnbruck und Drachselsried werden wie folgt fest-
gesetzt: 
 
a) Betriebskostenumlage 

Schmutzwassermenge im Haushaltsjahr 2012                449.914 m³ 
Anteil Arnbruck                   29,10 v.H.          130.928 m³ 
Anteil Drachselsried                70,90 v.H.          318.986 m³ 
 

Umlagesoll im Haushaltsjahr 2013                       288.200,00 € 
Anteil Arnbruck                   29,10 v.H.             83.866,20 € 
Anteil Drachselsried                70,90 v.H.          204.333,80 € 
 

b) Investitionsumlage 

Umlagesoll im Haushaltsjahr 2013                         11.000,00 € 
Anteil Arnbruck                   32,00 v.H.            3.520,00 € 
Anteil Drachselsried                68,00 v.H.            7.480,00 € 
 

 
 

§ 6 
 
Die Haushaltssatzung tritt mit Wirkung vom 01. Januar 2013 in Kraft. 
 
 
 
Arnbruck, 18. April 2013 
ZWECKVERBAND ABWASSERBESEITIGUNG ZELLERTAL 
 

gez. 
 

B r a n d l 
Verbandsvorsitzender 
 

 
 
Das Landratsamt Regen hat als Rechtsaufsichtsbehörde die Haushaltssatzung und den 
Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2013 mit Schreiben vom 09. April 2013 – Az. 20-941 – 
rechtsaufsichtlich behandelt. 
 
Die Haushaltssatzung liegt während des Haushaltsjahres in der Geschäftsstelle des Zweck-
verbandes im Rathaus der Gemeinde Arnbruck, Gemeindezentrum 1, 93471 Arnbruck 
(Zimmer-Nr. 6) innerhalb der allgemeinen Dienststunden öffentlich aus und kann dort einge-
sehen werden. Der Haushaltsplan liegt in der Zeit vom   30. April 2013 bis 10. Mai 2013   
ebenfalls in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes innerhalb der allgemeinen Dienst-
stunden öffentlich aus und kann dort eingesehen werden. 
 
 
Arnbruck, 18. April 2013 
ZWECKVERBAND ABWASSERBESEITIGUNG ZELLERTAL 
 

gez. 
 
 

B r a n d l 
Verbandsvorsitzender 
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33-644 

 

 

Wasserbeschaffungsverband Zwieslerwaldhaus; 

Änderung der Verbandssatzung 

 
 

Der Wasserbeschaffungsverband Zwieslerwaldhaus hat gemäß § 58 des Gesetzes über 

Wasser- und Bodenverbände (Wasserverbandsgesetz – WVG) vom 12. Februar 1991 (BGBl. I 

S. 405), zuletzt geändert mit Gesetz vom 15. Mai 2002 (BGBl. I S. 1578), die 

Verbandssatzung wie folgt geändert: 

 

§ 12 der Verbandssatzung erhält folgende Fassung: 

 

„§ 12 

 

Bestellung des Geschäftsführers 

 

(1) Zur Unterstützung des Vorstandes bzw. zur Abwicklung der laufenden Geschäfte der 

Verwaltung wird von der Verbandsversammlung ein Geschäftsführer bestellt. Die 

Bestellung erfolgt durch einfachen Beschluss, der der Mehrheit der anwesenden 

Mitglieder bedarf. 

 

(2) Der Geschäftsführer nimmt an Beratungen der Verbandsorgane teil und fertigt die 

Sitzungsniederschriften. Der Verbandsvorsteher kann ihm in den Sitzungen das Wort 

erteilen. Im Übrigen erfolgt die Aufgabenübertragung durch Dienstanweisung, die der 

Genehmigung der Verbandsversammlung bedarf. Der Geschäftsführer hat die Be-

fugnis, Kassenanweisungen zu erteilen. Ausgeschlossen von der Übertragung sind 

Aufgaben, die der Vorstandschaft kraft Gesetzes oder Satzung selbst wahrzunehmen 

hat.“ 

 

 

 

Die Änderung der Satzung tritt mit der Bekanntmachung in Kraft. 

 

 

 

Regen, 15.04.2013 

LANDRATSAMT 

 

 

gez. 

 

Z ö l s  
Regierungsrätin  
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Zweckverband Industriegebiet 
Reichsdorf-Nord 

 
 
 

Satzung über die Erhebung von 
Erschließungsbeiträgen -  

Erschließungsbeitragssatzung 
 
 
 

§ 1    Erhebung des Erschließungsbeitrages 
 

Zur Deckung seines anderweitig nicht gedeckten Aufwandes für die Erschließungsanlagen 
erhebt der Zweckverband Industriegebiet Reichsdorf-Nord Erschließungsbeiträge nach den 
Vorschriften des Baugesetzbuches (§§ 127 ff.) sowie nach Maßgabe dieser Satzung.  
 
 

§ 2    Art und Umfang der Erschließungsanlagen 
 

(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand: 
 
I. für die öffentlichen zum Anbau bestimmten Straßen, Wege und Plätze (§ 127 Abs. 2 Nr. 1 

BauGB) in  
 
 bis zu einer Straßenbreite (Fahrbahnen, 
 Radwege und Gehwege) von  
 
1. Wochenendhausgebieten mit einer Geschoßflächenzahl bis 0,2 7,0 m  
2. Kleinsiedlungsgebieten mit einer Geschoßflächenzahl bis 0,3 10,0 m  
    bei einseitiger Bebaubarkeit 8,5 m  
3. Kleinsiedlungsgebieten, soweit sie nicht unter Nr. 2 fallen,  
    Dorfgebieten, reinen Wohngebieten, allgemeinen Wohngebieten,  
    Mischgebieten 
     
    a) mit einer Geschoßflächenzahl bis 0,7 14,0 m  
        bei einseitiger Bebaubarkeit 10,5 m  
    b) mit einer Geschoßflächenzahl über 0,7 - 1,0 18,0 m  
        bei einseitiger Bebaubarkeit 12,5 m  
    c) mit einer Geschoßflächenzahl über 1,0 - 1,6 20,0 m  
    d) mit einer Geschoßflächenzahl über 1,6 23,0 m  
 
4. Kerngebieten, Gewerbegebieten und Sondergebieten 
 
    a) mit einer Geschoßflächenzahl bis 1,0 20,0 m  
    b) mit einer Geschoßflächenzahl über 1,0 - 1,6 23,0 m  
    c) mit einer Geschoßflächenzahl über 1,6 - 2,0 25,0 m   
    d) mit einer Geschoßfläche über 2,0 27,0 m  
 
5. Industriegebieten 
 
    a) mit einer Baumassenzahl bis 3,0  23,0 m  
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    b) mit einer Baumassenzahl über 3,0 - 6,0 25,0 m  
    c) mit einer Baumassenzahl über 6,0 27,0 m  
 
II. für die öffentlichen, aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen mit Kraftfahrzeugen nicht 

befahrbaren Verkehrsanlagen innerhalb der Baugebiete (z.B. Fußwege, Wohnwege; § 
127 Abs. 2 Nr. 2 BauGB) bis zu einer Breite von 5 m , 

 
III. für die nicht zum Anbau bestimmten, zur Erschließung der Baugebiete notwendigen 

Sammelstraßen innerhalb der Baugebiete (§ 127 Abs. 2 Nr. 3 BauGB) bis zu einer Breite 
von 27 m, 

 
IV. für Parkflächen, 
 

a) die Bestandteil der Verkehrsanlage im Sinne von Nr. I und Nr. III sind, bis zu einer 
weiteren Breite von 5 m,  

b) soweit sie nicht Bestandteil der in Nr. I und Nr. III genannten Verkehrsanlagen, aber 
nach städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung 
notwendig sind, bis zu 15 v.H. aller im Abrechnungsgebiet (§ 5) liegenden 
Grundstücksflächen,  

 
V. für Grünanlagen mit Ausnahme von Kinderspielplätzen, 
 

a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen im Sinne von Nr. I bis Nr. III sind, bis zu einer 
weiteren Breite von 5 m,  

b) soweit sie nicht Bestandteil der in Nr. I bis Nr. III genannten Verkehrsanlagen sind, aber 
nach städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung 
notwendig sind, bis zu 15 v.H. der im Abrechnungsgebiet (§ 5) liegenden 
Grundstücksflächen,  

 
VI. für Immissionsschutzanlagen.  
 
(2) Zu dem Erschließungsaufwand nach Abs. 1 Nr. I bis Nr. V gehören insbesondere die 
Kosten für  
 

a) den Erwerb der Grundflächen, 
b) die Freilegung der Grundflächen, 
c) die erstmalige Herstellung des Straßenkörpers einschließlich des Unterbaues, der 

Befestigung der Oberfläche sowie notwendiger Erhöhungen oder Vertiefungen, 
d) die Herstellung von Rinnen sowie der Randsteine, 
e) die Radwege, 
f) die Bürgersteige, 
g) die Beleuchtungseinrichtungen, 
h) die Entwässerungseinrichtungen der Erschließungsanlagen, 
i) den Anschluß an andere Erschließungsanlagen, 
j) die Übernahme von Anlagen als gemeindliche Erschließungsanlagen, 
k) die Herstellung von Böschungen, Schutz- und Stützmauern. 

 
(3) Der Erschließungsaufwand umfaßt auch den Wert der vom Zweckverband Industriegebiet 

Reichsdorf-Nord aus seinem Vermögen bereitgestellten Flächen im Zeitpunkt der 
Bereitstellung. 

 
(4) Der Erschließungsaufwand im Rahmen des Abs. 1 umfaßt auch die Kosten, die für die 

Teile der Fahrbahn einer Ortsdurchfahrt einer Bundes-, Staats- oder Kreisstraße 
entstehen, die über die Breiten der anschließenden freien Strecken hinausgehen.  
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§ 3    Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes 
 
(1) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand (§ 2) wird nach den tatsächlichen Kosten 

ermittelt. 
 
(2) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird für die einzelne Erschließungsanlage 

ermittelt. Der Zweckverband Industriegebiet Reichsdorf-Nord kann abweichend von Satz 
1 den beitragsfähigen Erschließungsaufwand für bestimmte Abschnitte einer 
Erschließungsanlage oder diesen Aufwand für mehrere Anlagen, die für die Erschließung 
der Grundstücke eine Einheit bilden, ermitteln. 

 
(3) Die Aufwendungen für Fußwege und Wohnwege (§ 2 Abs. 1 Nr. II), für Sammelstraßen (§ 

2 Abs. 1 Nr. III), für Parkflächen (§ 2 Abs. 1 Nr. IV b), für Grünanlagen (§ 2 Abs. 1 Nr. V b) 
und für Immissionsschutzanlagen (§ 9) werden den zum Anbau bestimmten Straßen, 
Wegen und Plätzen, zu denen sie von der Erschließung her gehören zugerechnet. Das 
Verfahren nach Satz 1 findet keine Anwendung, wenn das Abrechnungsgebiet (§ 5) der 
Fuß- und Wohnwege, der Sammelstraßen, Parkflächen, Grünanlagen oder 
Immissionsschutzanlagen von dem Abrechnungsgebiet der Straßen, Wege und Plätze 
abweicht; in diesem Fall werden die Fuß- und Wohnwege, die Sammelstraßen, 
Parkflächen, Grünanlagen und Immissionsschutzanlagen selbständig als 
Erschließungsanlagen abgerechnet. 

 
 

§ 4    Gemeindeanteil 
 

Die Zweckverband Industriegebiet Reichsdorf-Nord  trägt 10 v.H. des beitragsfähigen 
Erschließungsaufwandes.  
 
 

§ 5    Abrechnungsgebiet 
 

Die von einer Erschließungsanlage erschlossenen Grundstücke bilden das 
Abrechnungsgebiet. Wird ein Abschnitt einer Erschließungsanlage oder eine 
Erschließungseinheit abgerechnet, so bilden die von dem Abschnitt der Erschließungsanlage 
bzw. Erschließungseinheit erschlossenen Grundstücke das Abrechnungsgebiet.  
 
 

§ 6    Verteilung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes 
 

(1) Bei zulässiger gleicher Nutzung der Grundstücke wird der nach § 3 ermittelte 
Erschließungsaufwand nach Abzug des Anteils des Zweckverbandes Industriegebiet 
Reichsdorf-Nord (§ 4) auf die Grundstücke des Abrechnungsgebietes (§ 5) nach den 
Grundstücksflächen verteilt. 

 
(2) Ist in einem Abrechnungsgebiet (§ 5) eine unterschiedliche bauliche oder sonstige 

Nutzung zulässig, wird der nach § 3 ermittelte Erschließungsaufwand nach Abzug des 
Anteils des Zweckverbandes Industriegebiet Reichsdorf-Nord ( § 4) auf die Grundstücke 
des Abrechnungsgebiets (§ 5) verteilt, in dem die Grundstücksflächen mit einem 
Nutzungsfaktor vervielfacht werden, der im einzelnen beträgt: 

 
 1. bei eingeschossiger Bebaubarkeit und gewerblich oder sonstig nutzbaren Grund-
stücken, auf  
     denen keine oder nur eine untergeordnete Bebauung zulässig ist                          1,0 
 2. bei mehrgeschossiger Bebaubarkeit zuzüglich je weiteres Vollgeschoß                 0,3. 
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(3) Als Grundstücksfläche gilt : 
 

1. bei Grundstücken im Bereiche eines Bebauungsplanes die Fläche, die der Ermittlung 
der zulässigen Nutzung zugrundezulegen ist, 

2. wenn ein Bebauungsplan nicht besteht oder die erforderlichen Festsetzungen nicht 
enthält, die tatsächliche Grundstücksfläche bis zu einer Tiefe von 50 m, gemessen von 
der der Erschließungsanlage zugewandten Grenze des beitragspflichtigen 
Grundstücks. Reicht die bauliche oder gewerbliche Nutzung über diese Begrenzung 
hinaus, so ist die Grundstückstiefe maßgebend, die durch die hintere Grenze der 
Nutzung bestimmt wird. Grundstücksteile, die lediglich die wegemäßige Verbindung zur 
Erschließungsanlage herstellen, bleiben bei der Bestimmung der Grundstückstiefe 
unberücksichtigt. 

 
(4) Beitragspflichtige Grundstücke, die ohne bauliche Nutzungsmöglichkeit oder die mit einer 

untergeordneten baulichen Nutzungsmöglichkeit gewerblich oder sonstig genutzt werden 
dürfen, werden mit 0,5 der Grundstücksfläche in die Verteilung einbezogen. 

 
(5) Als zulässige Zahl der Geschosse gilt die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige 

Zahl der Vollgeschosse. Weist der Bebauungsplan nur eine Baumassenzahl aus, so gilt 
als Geschoßzahl die Baumassenzahl, geteilt durch 3,5. Bruchzahlen werden auf die 
nächstfolgende volle Zahl aufgerundet. 

(6) Ist im Einzelfall eine größere Geschoßzahl zugelassen oder vorhanden, so ist diese 
zugrundezulegen. 

 
(7) Grundstücke, auf denen nur Garagen oder Stellplätze zulässig sind, gelten als 

eingeschossig bebaubare Grundstücke. Bei mehrgeschossigen Parkbauten bestimmt sich 
der Nutzungsfaktor nach der Zahl ihrer Geschosse. 

 
(8) In unbeplanten Gebieten und Gebieten, für die ein Bebauungsplan weder die Zahl der 

Vollgeschosse noch die Baumassenzahl festsetzt, ist 
 

1. bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen, 
2. bei unbebauten aber bebaubaren Grundstücken die Zahl der auf den Grundstücken der 

näheren Umgebung überwiegend vorhandenen 
 
Vollgeschosse maßgebend. 
 

(9) Ist eine Geschoßzahl wegen der Besonderheiten des Bauwerks nicht feststellbar, 
werden je angefangene 3,5 m Höhe des Bauwerks als ein Vollgeschoß gerechnet. 

 
(10) Werden in einem Abrechnungsgebiet (§5) außer überwiegend gewerblich genutzten 

Grundstücken oder Grundstücken, die nach den Festsetzungen eines Bebauungsplans 
in einem Kern-, Gewerbe- oder Industriegebiet liegen, auch andere Grundstücke 
erschlossen, so sind für die Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten 
sowie für die Grundstücke, die überwiegend  gewerblich genutzt werden, die in Absatz 2 
genannten Nutzungsfaktoren um je 50 v.H. zu erhöhen. Als überwiegend gewerblich 
genutzt oder nutzbar gelten auch Grundstücke, wenn sie überwiegend Geschäfts-, Büro-
, Praxis-, Unterrichts-, Heilbehandlungs- oder ähnlich genutzte Räume beherbergen oder 
in zulässiger Weise beherbergen dürfen. 

 
(11) Für Grundstücke, die von mehr als einer Erschließungsanlage im Sinne des § 127 Abs. 2 

Nr. 1 BauGB erschlossen werden, ist die Grundstücksfläche bei Abrechnung jeder 
Erschließungsanlage nur mit zwei Dritteln anzusetzen. Dies gilt nicht,    

 
1. wenn ein Erschließungsbeitrag nur für eine Erschließungsanlage erhoben wird und 

Beiträge für weitere Anlagen zu deren erstmaligen Herstellung weder nach dem 
geltenden Recht noch nach vergleichbaren früheren Rechtsvorschriften erhoben 
worden sind oder erhoben werden, 
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2. für Grundstücke, in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten sowie für Grundstücke, die 

überwiegend gewerblich genutzt werden. 
 
 

§ 7    Kostenspaltung 
                   
Der Erschließungsbeitrag kann für 
 
1. den Grunderwerb, 
2. die Freilegung, 
3. die Fahrbahn, auch Richtungsfahrbahnen, 
4. die Radwege, 
5. die Bürgersteige zusammen oder einzeln, 
6. die Sammelstraßen, 
7. die Parkflächen, 
8. die Grünanlagen, 
9. die Beleuchtungseinrichtungen, 
10.die Entwässerungseinrichtungen 
 
gesondert erhoben und in beliebiger Reihenfolge umgelegt werden, sobald die Maßnahme, 
deren Aufwand durch Teilbeträge gedeckt werden soll, abgeschlossen worden ist. Diesen 
Zeitpunkt stellt der Zweckverband Industriegebiet Reichsdorf-Nord fest. 
 
 

§ 8    Merkmale der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlagen 
 

(1) Die zum Anbau bestimmten Straßen, Wege und Plätze sowie Sammelstraßen und 
Parkflächen sind endgültig hergestellt, wenn sie die nachstehenden Merkmale aufweisen: 

 
1. eine Pflasterung, eine Asphalt-, Teer-, Beton- oder ähnliche Decke neuzeitlicher 

Bauweise mit dem technisch notwendigen Unterbau, 
2. Straßenentwässerung und Beleuchtung, 
3. Anschluß an eine dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straße.  

 
(2) Bürgersteige und Radwege sind endgültig hergestellt, wenn sie eine Abgrenzung gegen 

die Fahrbahn und gegeneinander sowie eine Befestigung mit Platten, Pflaster, 
Asphaltbelag oder eine ähnliche Decke in neuzeitlicher Bauweise mit dem technisch 
notwendigen Unterbau aufweisen. 

 
(3) Grünanlagen sind endgültig hergestellt, wenn ihre Flächen gärtnerisch gestaltet sind. 
 
(4) Zu den Merkmalen der endgültigen Herstellung der in den Absätzen 1 mit 3 genannten 

Erschließungsanlagen gehören alle Maßnahmen, die durchgeführt werden müssen, damit 
der Zweckverband Industriegebiet Reichsdorf-Nord das Eigentum oder eine Dienstbarkeit 
an den für die Erschließungsanlage erforderlichen Grundstücken erlangt. 

 
 

§ 9    Immissionsschutzanlagen 
 

Art, Umfang, Verteilungsmaßstab und Herstellungsmerkmale von Anlagen zum Schutz von 
Baugebieten gegen schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes werden durch ergänzende Satzung im Einzelfall geregelt. 
 
 

§ 10    Vorausleistungen 
 

Im Fall des § 133 Abs. 3 können Vorausleistungen bis zur Höhe des voraussichtlichen 
Erschließungsbeitrags erhoben werden. 
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§ 11    Ablösung des Erschließungsbeitrages 
 
Der Erschließungsbeitrag kann im Ganzen vor Entstehung der Beitragspflicht abgelöst 
werden (§ 133 Abs. 3 Satz 5 BauGB). Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. Die 
Höhe des Ablösungsbetrages richtet sich nach der Höhe des voraussichtlich entstehenden 
Erschließungsbeitrages. 
 
 

§ 12    Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am gem. Art. 26 Abs. 1 Satz 1 GO eine Woche nach ihrer 
Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
 
Viechtach, 19.03.2013 
Zweckverband Industriegebiet Reichsdorf-Nord 
 
 
 
gez. 
 
Bruckner 
Verbandsvorsitzender 
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Wahl zum 18. Deutschen Bundestag 

am 22. September 2013 

 

Bekanntmachung des Kreiswahlleiters 

für den Wahlkreis 231 Straubing 

vom 27.02.2013 

 

 

Aufforderung zur Einreichung von Kreiswahlvorschlägen 
 

Gemäß § 19 des Bundeswahlgesetzes (BWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. 

Juli 1993 (BGBl I S. 1288, 1594), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. Juli 

2012 (BGBl I S. 1501), in Verbindung mit § 32 Abs. 1 der Bundeswahlordnung (BWO) in der 

Fassung der Be-kanntmachung vom 19. April 2002 (BGBl I S. 1376), zuletzt geändert durch 

Art. 1 der Zweiten Verordnung zur Änderung der Bundeswahlordnung und der Europawahl-

ordnung vom 3. Dezember 2008 (BGBl I S. 2378), fordere ich hiermit die Parteien und die 

Wahlberechtigten zur möglichst frühzeitigen Einreichung der Kreiswahlvorschläge auf. 

 

Die Kreiswahlvorschläge sind beim Kreiswahlleiter spätestens am 

 

15. Juli 2013, 18.00 Uhr 
 

schriftlich einzureichen.  

 

Die zur Entgegennahme von Wahlvorschlägen zuständige Dienststelle des Kreiswahlleiters 

befindet sich im Rathaus, Theresienplatz 2, 94315 Straubing, 2. Stock, Zi.Nr. 243 (Tel. 

09421/944-190). 

 

 

A. Voraussetzungen für die Einreichung von Kreiswahlvorschlägen 

 

1. Kreiswahlvorschläge können von Parteien und nach Maßgabe des § 20 BWG von     

    Wahlberechtigten eingereicht werden. Eine Partei kann in jedem Wahlkreis nur einen    

    Kreiswahlvorschlag einreichen. 

 

2. Parteien, die im Deutschen Bundestag oder einem Landtag seit deren letzter  Wahl  

    nicht aufgrund eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens fünf Abge-  

    ordneten vertreten waren, können als solche einen Kreiswahlvorschlag nur einrei- 

    chen, wenn sie spätestens am 17. Juni 2013 bis 18.00 Uhr dem Bundeswahlleiter    

    (Statistisches Bundesamt, Gustav-Stresemann-Ring 11, 65189 Wiesbaden) ihre  

    Beteiligung an der Wahl schriftlich angezeigt haben und der Bundeswahlausschuss 

    ihre Parteieigenschaft festgestellt hat. 

 

    In der Anzeige ist anzugeben, unter welchem Namen sich die Partei an der Wahl be- 

    teiligen will. Die Anzeige muss von mindestens drei Mitgliedern des Bundesvorstands,  

    darunter dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, persönlich und handschriftlich 

    unterzeichnet sein. Hat eine Partei keinen Bundesvorstand, so tritt der Vorstand der  

    jeweils obersten Parteiorganisation an die Stelle des Bundesvorstands. Die schriftliche  
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    Satzung und das schriftliche Programm der Partei sowie ein Nachweis über die  

    satzungsgemäße Bestellung des Vorstands sind der Anzeige beizufügen. Der An- 

    zeige sollen Nachweise über die Parteieigenschaft nach § 2 Abs. 1 Satz 1 des  

    Parteiengesetzes beigefügt werden. 

 

3. Der Bundeswahlausschuss stellt spätestens am 5. Juli 2013 für alle Wahlorgane ver-  

    bindlich fest, welche Parteien im Deutschen Bundestag oder in einem Landtag seit  

    deren letzter Wahl aufgrund eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens  

    fünf Abgeordneten vertreten waren und welche Vereinigungen, die ihre Beteiligung  

    angezeigt haben, für die Wahl als Parteien anzuerkennen sind. Gegen eine Feststellung,  

    die sie an der Einreichung von Wahlvorschlägen hindert, kann eine Partei oder Vereini- 

    gung binnen vier Tagen nach deren Bekanntgabe Beschwerde zum Bundesver- 

    fassungsgericht erheben. In diesem Fall ist die Partei oder Vereinigung von den Wahl-  

    organen bis zur Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts, längstens bis zum Ablauf    

    des 25. Juli 2013 wie eine wahlvorschlagsberechtigte Partei zu behandeln. 

 

B. Inhalt und Form der Kreiswahlvorschläge 

 

1. Als Bewerber kann in einem Kreiswahlvorschlag nur benannt werden, wer 

 

a) am Wahltag Deutscher im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist, das 

    18. Lebensjahr vollendet hat und nicht nach § 15 Abs. 2 BWG von der Wählbarkeit  

    ausgeschlossen ist, 

 

b) als Bewerber einer Partei nicht Mitglied einer anderen als der den Kreiswahlvorschlag  

    einreichenden Partei ist und in einer Mitgliederversammlung zur Wahl eines Wahl- 

    kreisbewerbers oder in einer besonderen oder allgemeinen Vertreterversammlung  

    entsprechend den Bestimmungen des § 21 BWG in geheimer Abstimmung hierzu ge- 

    wählt worden ist, 

 

c) seine Zustimmung dazu schriftlich erklärt hat; die Zustimmung ist unwiderruflich. 

 

Der Kreiswahlvorschlag darf nur den Namen eines Bewerbers enthalten. Jeder Bewerber kann 

nur in einem Wahlkreis und hier nur in einem Kreiswahlvorschlag benannt werden. 

 

2. Der Kreiswahlvorschlag soll nach dem Muster der Anlage 13 zur BWO eingereicht  

    werden. Er muss enthalten 

 

a) Familiennamen, Vornamen, Beruf oder Stand, Geburtsdatum, Geburtsort und Anschrift  

    (Hauptwohnung) des Bewerbers, 

 

b) den Namen der einreichenden Partei und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet,  

    auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen (§ 20 Abs. 3 BWG) deren Kennwort. 

 

3. Der Kreiswahlvorschlag soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der  

    stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 

 

4. Kreiswahlvorschläge von Parteien sind von mindestens drei Mitgliedern des Vorstands  

    des Landesverbandes, darunter dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, persönlich  

    und handschriftlich zu unterzeichnen. Hat eine Partei in Bayern keinen Landesverband  

    oder keine einheitliche Landesorganisation, so müssen die Kreiswahlvorschläge von den  

    Vorständen der nächstniedrigen Gebietsverbände, in deren Bereich der Wahlkreis liegt,  

    dem Satz 1 gemäß unterzeichnet sein. Die Unterschriften des einreichenden Vorstands  

    genügen, wenn er innerhalb der Einreichungsfrist nachweist, dass dem Landeswahlleiter  
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    eine schriftliche, dem Satz 1 entsprechende Vollmacht der anderen beteiligten Vorstände  

    vorliegt. 

 

5. Die Kreiswahlvorschläge der unter A.2. genannten Parteien müssen außerdem von 

    mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises persönlich und handschriftlich  

    unterzeichnet sein. Die Wahlberechtigung der Unterzeichner muss im Zeitpunkt der  

    Unterzeichnung gegeben sein und ist bei Einreichung des Kreiswahlvorschlags  

    nachzuweisen. 

 

6. Andere Kreiswahlvorschläge (Wählergruppen und Einzelbewerber) müssen von  

    mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises persönlich und handschriftlich 

    unterzeichnet sein (§ 20 Abs. 3 BWG), Nr. 5 Satz 2 gilt entsprechend. Hierbei haben  

    drei Unterzeichner ihre Unterschriften auf dem Kreiswahlvorschlag selbst zu leisten. 

 

7. Muss ein Kreiswahlvorschlag nach den vorhergehenden Nummern 5 und 6 von  

    mindestens 200 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so sind die Unterschriften auf 

    amtlichen Formblättern nach Anlage 14 zur BWO unter Beachtung des § 34 Abs. 4  

    BWO zu erbringen. Auf jedem Formblatt für eine Unterstützungsunterschrift kann nur  

    eine Unterschrift geleistet werden. Die Formblätter werden auf Anforderung vom  

    Kreiswahlleiter kostenfrei geliefert. 

 

    Bei der Anforderung sind Familienname, Vornamen und Anschrift (Hauptwohnung) des  

    vorzuschlagenden Bewerbers anzugeben. Wird bei der Anforderung der Nachweis  

    erbracht, dass für den Bewerber im Melderegister eine Auskunftssperre gemäß Art. 31 

    Abs. 7 Meldegesetz eingetragen ist, wird anstelle seiner Anschrift (Hauptwohnung) eine  

    Erreichbarkeitsanschrift verwendet; die Angabe eines Postfachs genügt nicht. 

 

    Als Bezeichnung des Trägers des Wahlvorschlags, der den Kreiswahlvorschlag einreichen  

    will, sind außerdem bei Parteien deren Name und, sofern sie eine Kurzbezeichnung  

    verwenden, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen deren Kennwort anzugeben.  

    Die vorgenannten Angaben zum Bewerber und zum Wahlvorschlagsträger sind vom  

    Kreiswahlleiter im Kopf der Formblätter zu vermerken. 

 

    Parteien haben ferner die Aufstellung des Bewerbers in einer Mitglieder- oder einer  

    besonderen oder allgemeinen Vertreterversammlung zu bestätigen. 

 

    Für jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt oder gesondert (nach dem Muster der 

    Anlage 14 zur BWO) eine Bescheinigung seiner Gemeindebehörde beizufügen, dass er   

    im Wahlkreis wahlberechtigt ist. 

 

    Ein Wahlberechtigter darf nur einen Kreiswahlvorschlag unterzeichnen; hat jemand  

    mehrere Kreiswahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen Kreis-  

    wahlvorschlägen ungültig.  

 

    Kreiswahlvorschläge von Parteien dürfen erst nach Aufstellung des Bewerbers durch  

    eine Mitglieder- oder Vertreterversammlung unterzeichnet werden. Vorher geleistete  

    Unterschriften sind ungültig. 

 

8. Dem Kreiswahlvorschlag sind beizufügen: 

 

a) Die Erklärung des vorgeschlagenen Bewerbers nach dem Muster der Anlage 15 zur  

    BWO, dass er seiner Aufstellung zustimmt und für keinen anderen Wahlkreis seine  

    Zustimmung zur Benennung als Bewerber gegeben hat, 
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b) eine Bescheinigung der zuständigen Gemeindebehörde nach dem Muster der Anlage 16  

    zur BWO, dass der Bewerber wählbar ist, 

 

c) bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien eine Ausfertigung der Niederschrift über die 

    Beschlussfassung der Mitglieder- oder Vertreterversammlung, in der der Bewerber  

    aufgestellt worden ist, im Falle eines Einspruchs nach § 21 Abs. 4 BWG auch eine  

    Ausfertigung der Niederschrift über die wiederholte Abstimmung, mit der nach § 21 Abs. 6  

    Satz 2 BWG vorgeschriebenen Versicherung an Eides statt. Die Niederschrift soll nach  

    dem Muster der Anlage 17 gefertigt, die Versicherung an Eides statt nach dem Muster der  

    Anlage 18 abgegeben werden. Ferner haben Parteien dem Kreiswahlvorschlag eine Ver-    

    sicherung an Eides statt des vorgeschlagenen Bewerbers gegenüber dem Kreiswahl- 

    leiter nach dem Muster der Anlage 15 beizufügen, dass er nicht Mitglied einer anderen als    

    der den Wahlvorschlag einreichenden Partei ist. 

 

d) die erforderliche Zahl von Unterstützungsunterschriften nebst Bescheinigungen des  

    Wahlrechts der Unterzeichner (siehe B.7.), sofern der Kreiswahlvorschlag von mindestens  

    200 Wahlberechtigten des Wahlkreises unterzeichnet sein muss. 

 

9. Die einzureichenden Unterlagen sind in Schriftform rechtzeitig vorzulegen. Die Schrift- 

    form ist dann gegeben, wenn die schriftlich einzureichenden Unterlagen persönlich und  

    handschriftlich unterzeichnet sind und beim zuständigen Wahlorgan im Original vor- 

    liegen. Die Schriftform ist durch E-Mail oder Telefax nicht gewahrt. 

 

 

 

C. Zurücknahme und Änderung von Kreiswahlvorschlägen sowie Beseitigung von 

    Mängeln 
 

Ein Kreiswahlvorschlag kann durch gemeinsame schriftliche Erklärung der Vertrauens-

person und der stellvertretenden Vertrauensperson zurückgenommen werden, solange nicht 

über seine Zulassung entschieden ist. Ein von mindestens 200 Wahlberechtigten 

unterzeichneter Kreiswahlvorschlag kann auch von der Mehrheit der Unterzeichner durch 

eine von ihnen persönlich und handschriftlich vollzogene Erklärung zurückgenommen 

werden. 

 

Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 15. Juli 2013, 18.00 Uhr, kann ein Kreiswahl-

vorschlag nur durch gemeinsame schriftliche Erklärung der Vertrauensperson und der 

stellvertretenden Vertrauensperson und nur dann geändert werden, wenn der Bewerber 

stirbt oder die Wählbarkeit verliert. Das Verfahren nach § 21 BWG braucht nicht ein- 

gehalten zu werden, der Unterschriften nach den Punkten B.5. und B.6. bedarf es nicht. 

Nach der Entscheidung über die Zulassung des Kreiswahlvorschlags ist jede Änderung 

ausgeschlossen. 

 

Nach Aufforderung durch den Kreiswahlleiter sind etwaige Mängel im 

Kreiswahlvorschlag durch die Vertrauensperson rechtzeitig zu beseitigen. Nach Ablauf der 

Einreichungsfrist können nur noch Mängel an sich gültiger Wahlvorschläge behoben 

werden (vgl. § 25 Abs. 2 BWG). 
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Auskunft über Fragen, welche die Einreichung von Wahlvorschlägen betreffen, erteilt das 

Büro des Kreiswahlleiters. Dort sind auch die amtlich vorgeschriebenen Vordrucke nach 

Anlage 14 (Unterstützungsunterschriften) sowie die weiteren Vordrucke nach Anlagen 13, 15, 

16, 17 und 18 zur BWO für die Einreichung von Wahlvorschlägen kostenfrei erhältlich. 

Letztgenannte Vordrucke sind auch im Internetangebot des Landeswahlleiters unter 

www.wahlen.bayern.de abrufbar. 

 

 

 

Die Kreiswahlleiterin 
 

 

gez. 

 

 

Dr. Strohmeier  

Ltd. Rechtsdirektorin 

 

 

http://www.wahlen.bayern.de/

